
gen, damit wir uns nicht mißverstehen und sachlich bleiben, es 
geht...

(Zwischenrufe)

Ich bin ja gerne bereit, mit anderen Kollegen zusammen einen 
solchen Vorschlag auszuarbeiten. Es geht mir noch einmal um 
das Problem, und ich glaube, ich befinde mich hier auf derselben 
Wellenlänge wie der Ministerpräsident, der hier in diesem Hau­
se mehrfach den Mitarbeitern der Staatlichen Organe gedankt 
hat für das, was sie in den letzten schwierigen Monaten für die­
ses Land getan haben. Und ich sage, ich möchte, daß wir einen 
Weg finden, der nicht das Gefühl aufkommen läßt bei diesen 
Menschen, daß wir sie kategorisch ausgrenzen. Das ist mein er­
stes Anliegen.

Und das zweite Anliegen ist, ich möchte diesen Gesetzentwurf 
juristisch qualifizierter machen. - Schönen Dank.

(Beifall bei der PDS)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Gottschall:

Herr Abgeordneter Schumann hat keine weiteren Fragen zu­
gelassen. Ich rufe nun zum nächsten Redebeitrag für die Frak­
tion der DSU auf Herrn Abgeordneten Lothar Piche.

Piche für die Fraktion der DSU:

Herr Präsident! Werte Damen und Herren Abgeordnete! Es ist 
schwer, nach einem Abgeordneten hier zu sprechen, der zu der 
alten Garde gehört und nun retten will, was er retten kann. Denn 
ich habe es an meinem eigenen Leben verspürt, was man mit den 
Menschen gemacht hat.

Zur Sache: Mit dem uns zur Beratung vorliegenden Gesetz 
über die Arbeitsrechtsverhältnisse im Öffentlichen Dienst und 
die Ausschreibung von Arbeitsstellen für leitende Bedienstete 
wird nun endlich die Möglichkeit geschaffen, den von der SED 
geschaffenen Verwaltungsapparat nach Gesichtspunkten demo­
kratischer Ordnung aufzubauen.

Während der Epoche dieses menschenverachtenden Systems 
wurden nur nach dem Grundsatz Positionen besetzt: Wer seinen 
Mann in unserer Partei steht, nicht nach seinem Wissen und 
Können.

Dadurch hat man sich einen Apparat der Unterdrückung der 
Bürger auf allen Gebieten geschaffen, was aber unabdingbar 
zum Untergang führen mußte. Die unsäglich vielen entmündi­
genden, beleidigenden, ja verhöhnenden Schikanen an unzähli­
gen Bürgerinnen und Bürgern auf allen Gebieten sind beredtes 
Zeugnis an Unzufriedenheit der Bürger an den bestehenden In­
stitutionen und ihren Methoden.

Das Arbeitsrechtsverhältnis aller Mitarbeiter staatlicher und 
kommunaler Verwaltungsdienststellen soll bis zum 31.12. befri­
stet werden. Und das finden wir richtig. Das ist nicht etwa ein 
Mißtrauensantrag an die Angestellten im allgemeinen, sondern 
es wird - so hoffen wir - einen gewaltigen Leistungsschub in den 
vielen Büros bewirken.

Auch die Nachfrage nach der eidesstattlichen Versicherung 
über MfS-Tätigkeit halten wir für unbedingt notwendig. Dann 
kann endlich das Vertrauen einziehen und das, was der Bürger 
von einem freundlichen Beamten erwarten kann.

Leitende Bedienstete sind in ihrer Aufgabenstellung besonders 
wichtig. Die Form der Ausschreibung halten wir für die beste Mög­
lichkeit und absolute Notwendigkeit. Jeder Verdacht auf Ämter­
schiebung und Parteiklüngelei wird dadurch für immer ausge­
räumt. Die neuen Leiter sind tatsächlich legitimiert; denn Gemein­
devertretungen und Kreistage üben ja Kontrollfunktionen aus.

Mit diesem uns hier vorliegenden Gesetz erhalten die Kommu­
nen die Rechtsgrundlage für ihre verantwortungsvollen Ent­

scheidungen auf diesem Gebiet. Damit ist endlich Chancen­
gleichheit gegeben. Machenschaften ehemaliger SED-Angehö- 
riger und die Solidarität dieser Leute können nun nicht mehr da­
zu führen, daß die alten Nutznießer auch die neuen wieder sind. 
Deshalb stimmt die Fraktion der Deutschen Sozialen Union der 
Überweisung in die Ausschüsse zu.

(Beifall vor allem bei der DSU)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Gottschall:

Vielen Dank, Herr Abgeordneter Piche. Erlauben Sie eine An­
frage? -

Bock (CDU/DA):

Ich frage Sie: Sind Sie mit mir einer Meinung und konnten Sie 
auch nicht feststellen in diesem vorliegenden Gesetzesentwurf, 
wie der Abgeordnete Schumann hier ausführte, daß mit keinem 
Wort irgendeine Partei oder sonstige Organisation - ausgenom­
men das MfS - genannt worden ist.

(Piche, DSU: Da bin ich mit Ihnen einer Meinung.)

(Beifall bei CDU/DA und DSU)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Gottschall:

Keine weiteren Anfragen? - Dann rufe ich für die Fraktion der 
Liberalen den Abgeordneten Steinecke auf.

Dr. Steinecke für die Fraktion Die Liberalen:

Meine Damen und Herren! Nach den Beiträgen, die wir heute 
gehört haben, fällt es schwer, mit Augenmaß zu sprechen, weil ja 
doch immer wieder die Emotion der vergangenen Jahre durch­
schlagen wird.

Wenn wir über diesen Gesetzentwurf hier aber beraten, wenn 
ihn vielleicht die Ausschüsse beraten, dann müssen wir uns aber 
einige Dinge vor Augen halten. Wir müssen uns darüber klar 
werden, ob das Parlament an dem Tag, an dem die Entscheidung 
getroffen ist über den Weg in die Freiheit, über den Weg der Ein­
gliederung in Europa mit einem Rundumschlag Hausmeister bis 
Abteilungsleiter mit einer Kündigung bedenkt, die eine soziale 
Unsicherheit im Moment gebiert.

Ich verstehe durchaus, daß Sie das, was ich jetzt sage, als ungc 
wohnlich empfinden. Ich bitte Sie aber, unsere Überlegung^ 
trotzdem anzuhören.

Wir sind deshalb in solcher Sorge, wenn wir diesen Gesetzent­
wurf hier sehen, weil wir etwas tun (an zwei Stellen), was wir 
selbst mit diesen hier gewählten Worten nicht wollten. Wir woll­
ten nämlich nicht in die Entscheidungsbefugnisse der Kommu­
nen eingreifen, sondern wollten sagen, die Kommunen haben 
das Recht, selbst zu entscheiden.

(Beifall vorwiegend bei CDU/DA und Liberalen)

Und wir haben seit wenigen Tagen die ersten frei gewählten 
Parlamente in den Gemeinden und in den Kreisen und haben 
dort Bürgermeister und Landräte installiert, die die Personalho­
heit haben, und viele Kreise sind einen ganz gescheiten Weg ge­
gangen.

Sie haben nämlich die personelle Bereinigung mit einer Um­
strukturierung im Rahmen der bestehenden arbeitsrechtlichen 
Möglichkeiten bereits verbunden, so z. B. in dem Kreis, aus dem 
ich komme.

Und wir müssen etwas Zweites bedenken: An dem Tag, wo wir 
die Grundlagen für Rechtsstaatlichkeit schaffen, finden wir in ei­
nem § 2, daß zwei Gesetze in unserem Land für... zigtausend Leu-
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